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Pressemitteilung 

24.08.2009 

 

ADD zeigt Flugplatz Bitburg die Rote Karte – Grüne fordern Ausstieg jetzt! 
 
Zur aktuellen Stellungnahme der ADD zum Flugplatz Bitburg erklärt Ulrike Höfken, 

rheinland-pfälzische Spitzenkandidatin von Bündnis 90/Die Grünen: 

 

„Die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion (ADD) hält es für nicht vertretbar, dass der hoch 

verschuldete Eifelkreis mit 70% Hauptgesellschafter der Flugplatz Bitburg GmbH bleibt. 

Angesichts dieser neuen Warnung fordern wir Verkehrsminister Hering auf, endlich diesem 

Fass ohne Boden die Landesmillionen zu entziehen. Ein Ende mit Schrecken wäre im Falle 

Flugplatz Bitburg deutlich besser als ein Schrecken ohne Ende“, erklärt Ulrike Höfken. 

 

„Das Land trägt mit die Verantwortung, dass der Kreis nicht weiter ins Desaster rutscht und 

sich einen wirtschaftlich nicht tragbaren Flugplatz ans Bein bindet“, so Höfken weiter: „Nicht 

zuletzt wegen des unverantwortbaren Flughafens hat die CDU im Eifelkreis die Mehrheit 

verloren. Das Land muss nun die neuen Kräfte im Eifelkreis unterstützen und dem Projekt 

die Landesmittel zu entziehen. 1-2 Millionen würden der Förderung des öffentlichen 

Nahverkehrs, der Schülertransporte und der Verkehrssicherheit in der Region wirklich besser 

tun als ein unrentabler Flughafen, der außer Lärm nichts bringt.“ 

 

„Die SPD-Wahlkreiskandidatin Dr. Elke Leonhard steht wie CDU mit MdL Billen als 

Lobbyistin für den Flughafenbau. Die Landes-SPD muss endlich klar stellen, welche Position 

sie bezieht, wenn sie Dr. Elke Leonhard für den Bundestag wieder ins Rennen schickt.“ 


